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Zürich

Eine harmonische Ehe stellt man
sich anders vor. Bei diesem Paar
warenoffensichtlichnicht nurver-
baleAuseinandersetzungen ander
Tagesordnung.Die heute 34-Jähri-
ge soll ihren Ehemann auch wie-
derholt körperlich attackiert ha-
ben. Ihr wird unter anderem vor-
geworfen, ihn imMai und im Juni
2021 bei einemStreit zweimalmit
einemMesser amArmverletzt zu
haben – einmal so, dass der Ver-
letzte im Spital behandelt wer-
den musste. Laut Anklageschrift
hat sie ihm zudem Faustschläge
in den Bauch versetzt, ihn an den
Haaren gerissen, auf den Balkon
ausgesperrt und inKnie undOber-
schenkel getreten.

Auch Beleidigungen und To-
desdrohungengehörtendemnach
zum Repertoire der Schweizerin.
Trotz eines Kontakt- und Rayon-

verbots bombardierte sie ihn mit
elektronischen Nachrichten. Da-
bei schrieb sie: «Ich bringe dich
um, ich kill dichunddeineEltern.»
Oder: «Ich nehme jetzt alle Tab-
letten, jetzt bin ich dann tot.»

Mannmit täglich bis zu
81 Anrufen belästigt
Im April 2022 geriet auch ein im
Zürcher Unterland lebender
Mann ins Visier der damals
32-Jährigen.Nach einemSexual-
kontakt belästigte sie ihnmit täg-
lich bis zu 81 Anrufen und diver-
sen Combox-Nachrichten. Sie
drohte ihmmit einer Strafanzei-
ge oderdamit, sich umzubringen,
sollte er sich nicht weiterhin mit
ihr treffen.MitteMai 2022 erstat-
tete sie tatsächlich Anzeige. Sie
unterstellte demMann, sie in sei-
nerWohnung eingeschlossen, zur

Einnahme von Beruhigungsmit-
teln gezwungen und sich an-
schliessend sexuell an ihrvergan-
gen zu haben. Gegen den Mann
wurde eine Strafuntersuchung
eröffnet. Diese wurde nach drei
Monatenwieder eingestellt.

Die zweifache Mutter ohne
Berufsausbildung sitzt seit Mit-
te Mai 2022 in Haft und seit Mit-
te September2022 imvorzeitigen
Strafvollzug. «Es gehtmir imGe-
fängnis nicht gut, es ist schwer für
mich, eingesperrt undvonderFa-
milie getrennt zu sein», sagte sie
gestern zur vorsitzenden Rich-
terin am Bezirksgericht Bülach.

Die Frau musste sich wegen
einer Reihe von Delikten ver-
antworten, darunter falsche An-
schuldigung, Körperverletzung,
Freiheitsberaubung, mehrfache
Drohung, mehrfache Nötigung

und Beschimpfung. Zu den kon-
kreten Vorfällen mochte sie sich
nicht äussern. Auf ihr Suchtpro-
blem angesprochen, gab sie an,
damals fast jedenAbend fünf bis
sechs Biere getrunken zu haben.
Seit längererZeit trinke sie jedoch
«fast überhaupt nichtmehr».Ein
psychiatrisches Gutachten be-
scheinigt ihr neben einer Alko-
holsucht eine instabile Persön-
lichkeit, eine Lernbehinderung
undmangelhafte Fähigkeiten,mit
Emotionen umzugehen.

Der Staatsanwalt beantragte
gestern eine Freiheitsstrafe von
36 Monaten, eine Geldstrafe von
20 Tagessätzen zu je 30 Franken
und dazu noch eine Busse von
1000Franken.Die Frau zeige kei-
ne Einsicht und verhalte sich im
Gefängnis unkooperativ. Ihre an-
geblichenErinnerungslücken sei-

en nicht glaubhaft, der Alkohol-
konsum sei zum Teil eine reine
Schutzbehauptung.Bei denMes-
serangriffen habe sie zwischen
0,17 und 0,3 Promille intus ge-
habt. Der Staatsanwalt forderte
dieAnordnung einerambulanten
Suchttherapie imGefängnis oder
eine stationäre Behandlung mit
Aufschub der Gefängnisstrafe.

Die Anwältin sprach sich für
eine Freiheitsstrafe von maxi-
mal 15 Monaten aus, was eine
sofortige Freilassung bedeuten
würde. Ihre Mandantin sei sich
bewusst, grosse Fehler gemacht
zu haben. Sie habe ausVerzweif-
lung gehandelt: «Sie lebte ge-
meinsam mit ihrem Mann und
mit den Schwiegereltern auf ei-
nem Bauernhof. Die Trennung
bedeutete denVerlust ihrer Exis-
tenz.Auchmusste sie die Kinder

dort zurücklassen.» Ihr Haupt-
problem sei ihre Alkoholsucht,
weshalb eine ambulante Thera-
pie anzuordnen sei.

Das Urteil
folgt heute
Die Beschuldigte antwortete auf
die Frage der Richterin, wie sie
sich ihre Zukunft vorstelle: «Ich
möchte meine Kinderwieder bei
mir und ein normales, schönes
Leben haben.» Ihre beiden Kin-
der im Primarschulalter hat die
Frau seitmehrals eineinhalb Jah-
ren nicht mehr gesehen, hat nur
einmalmit ihnen telefoniert: «Ich
will ihnen die Besuche im Ge-
fängnis nicht zumuten.»

Das Gericht wird das Urteil
heute veröffentlichen.

Daniela Schenker

Sie attackierte, schikanierte und bedrohte ihren Ehemann
Bezirksgericht Bülach Eine Frau soll ihren Gatten mit einemMesser verletzt haben. Einen anderen Mann bezichtigte sie eines Sexualdelikts.

Christian Wüthrich

Kloten steht vor dem Beginn ei-
nes ganz neuen Kapitels der
Stadtentwicklung. Alles ist dar-
auf ausgelegt, das Missverhält-
nis zwischenArbeitsplätzen und
Bevölkerungszahl in der Flugha-
fenstadt zu verbessern.

Momentan arbeiten gegen
40’000 Personen in Kloten,
aber die Stadt bietet derzeit nur
21’000 Menschen ein Zuhause.
Das soll sich ändern, auch, um
Pendlerströme zuverringern. Er-
klärtes Ziel ist die Schaffung von
neuemWohnraum.Denn vergli-
chenmit Bülach,Opfikon,Walli-
sellen oder Bassersdorf, ist Klo-
ten deutlich weniger stark ge-
wachsen.

In seiner ersten Sitzung des
Jahres hat der Stadtrat nun die
Festsetzung der teilrevidierten
Bau- und Zonenordnung (BZO)
beschlossen.

NeuerWohnraum
in der Industrie gefunden
Weil das Einzonen von Wie-
sen und Äckern am Stadtrand
nicht möglich ist, plant Kloten
die grosse Transformation des
Industrie- und Gewerbegebiets
Steinacker. Dort, wo bis heu-
te nur gearbeitet werden darf,
sollen die Bauregeln so ange-
passt werden, dass künftig auch
Wohnungen zulässig sind. Und
zwar im ganz grossen Stil, wie
ein Blick in die Nutzungspla-
nung zeigt.

Konkret soll zwischen den be-
wohntenQuartieren Klotens und
derGemeindegrenze zu Bassers-
dorf eine neue Zentrumszone ge-
schaffenwerden.Das ermöglicht
höhere Bauten mit grundsätz-
lich sechs Geschossen und einem
noch attraktiveren Nutzungs-
mix, weil fortan auch Wohnun-
gen erstellt werden dürfen. Dies
wird zu einermassivenWertstei-
gerung der Grundstücke führen.
Gemäss Berechnungen der Ver-
antwortlichen geht es über das
ganze Gebiet gerechnet insge-
samt um eine halbe Milliarde,
also 500 Millionen Franken an
zusätzlichem Immobilienwert.
Die lokale Regelung über den
vorgeschriebenenMehrwertaus-
gleich sorgt für einen entspre-

chenden Geldsegen für die Stadt.
So müssen alle Grundbesitzen-
den, die von derUm- undAufzo-
nung profitieren, 25 Prozent des
erzielten Mehrwerts abgeben.

Das bedeutet imEndeffekt zu-
sätzliche Einnahmen von bis zu
125 Millionen Franken, die dem
städtischen Mehrwertfonds zu-
fliessen könnten, wenn alle die
neuen Möglichkeiten auch nut-
zen. Bezahltwerdenmüssen die-
se Abgaben aber nicht sofort
nach Inkrafttreten der revidier-
ten BZO.

Alle betroffenen Stellen
eingebunden
ZudenneuenNutzungsmöglich-
keiten,welche die Zentrumszone
bringt, gibts nochmehrOptionen
für private Bauwillige. Die Stadt
selbst besitzt nämlich kein Land

imSteinacker. In derZoneZ6wird
standardmässig ein Wohnanteil
von mindestens 20 Prozent und
höchstens 30 Prozent vorgege-
ben. Wohnungen müssen also
grundsätzlich ein Fünftel derGe-
bäude füllen, dürfen aber zu-
gleich nicht mehr als ein Drittel
davon besetzen.

Seit 2018 hat der Stadtrat alle
massgeblichen Kreise insVorha-
ben zurUmwandlung des Indus-
triegebiets eingebunden. In der
Folge hat sich auch eine Interes-
sengemeinschaft Steinacker ge-
bildet, die den überwiegenden
Teil der Grundstückbesitzenden
vertritt.

Zwar sind nicht alle auf der-
selben Linie – manche verzich-
ten bewusst auf eine Umzonung
zwecksWohnnutzung ihrer Par-
zellen –, aber der grösste Teil

sieht es als Chance und ist da-
mit einverstanden.

Damit die Flughafenstadt das
neue Kapitel in der baulichen
Entwicklung aufschlagen kann,
brauchts als Nächstes die Zu-
stimmung des Stadtparlaments.

Auslöser und letztlich auch
die Bedingung für eine grosszü-
gige Wohnbauentwicklung am
Stadtrand ist die Erweiterung der
Glattalbahn.Kommt dieTraman-

bindung Klotens vom Flughafen
durchgehend bis in die heutige
Industriezone Steinacker, wird
dies unweigerlich auch die Stadt-
entwicklung antreiben.

Ohne Glattalbahn
keine Umzonung
Genau genommen ist die Zu-
stimmung des Zürcher Kan-
tonsparlaments für die Glattal-
bahnverlängerung nun gar zur
zwingenden Grundvorausset-
zung für die Umnutzung des
Klotener Industriegebiets ge-
worden. Beim Kanton hat man
alle Pläne vorgängig geprüft
und Wohlwollen ausgedrückt.
Dazu fügte man aber zuletzt
noch jene Klausel ein. Kommt
die Glattalbahn nicht, wird aus
dem Steinacker also auch keine
Mischzone werden.

Die öffentliche Planauflage des
Tramprojekts wird im Februar
starten. Bis zur Inbetriebnahme
der Glattalbahn quer durch Klo-
ten dürfte es noch bis etwa 2031
dauern. Aber entscheidend für
die Einführung der neuen Bau-
regeln zugunsten der Transfor-
mation im Steinackerwerden die
Finanzierungsbeschlüsse sein.
Die seien gegen Ende dieses Jah-
res zu erwarten, kann man dem
Protokoll des Stadtrats entneh-
men. Darüber entscheiden wird
der 180-köpfige Zürcher Kan-
tonsrat und allenfalls das Zür-
cher Stimmvolk, falls das Refe-
rendum ergriffen wird.

Mit der neuen BZO wird
Kloten voraussichtlich in den
2030er-Jahren die Bevölkerungs-
zahl von 30’000 Personen er-
reichen.

MitWohnungen 500Millionenmehrwert
Industriegebiet Steinacker Es ist der grösste und wichtigste Entwicklungsschritt Klotens seit dem Flughafenbau:
Die erneuerte Bau- und Zonenordnung wird der Stadt extremen Schub verleihen.

Das Industriegebiet Steinacker liegt am Rand von Kloten und beherbergt heute nur Firmen und keine Wohnbauten. Screenshot: Google Maps

Bis die Glattalbahn
quer durch Kloten
fährt, dürfte es
noch bis etwa
2031 dauern.


